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Regelüberprüfung für kirchliche Kita-Beschäftigte wird vom MVV-K abgelehnt!
Es geht um die persönliche Eignung der eingesetzten Fachkräfte in den Kindertagesstätten und anderen Einrichtungen der Jugendhilfe. Dies wird in § 72 a SGB VIII Absatz 1 Satz 1 konkretisiert. „Persönlich ungeeignet im Sinne der Neuregelung sind Personen, die wegen begangener Sexualdelikte, wegen Verletzung der Fürsorge- und Erziehungspflicht oder wegen Misshandlung von Schutzbefohlenen rechtskräftig verurteilt sind. Auf diese Weise sollen Personen mit pädophilen Neigungen und andere Sexualstrafträter aus den Arbeitsfeldern der Jugendhilfe ferngehalten werden.“ ( Wiesner 2006, 21). Dies soll durch die regelmäßige Vorlage von polizeilichen Führungszeugnissen im Abstand von fünf Jahren gewährleistet werden. Allerdings werden die Beschäftigten auch unter einen Generalverdacht gestellt.

Im Rahmen der Änderungen des Kinder- und Jugendhilfegesetzes (SGB VIII) zur Stärkung des Schutzauftrages bei Kindeswohlgefährdung ist eine Mustervereinbarung zwischen den kommunalen Spitzenverbänden, beiden Kirchen, der Landesarbeitsgemeinschaft der freien Wohlfahrtspflege und den Elternverbänden für den Bereich des Landes Niedersachsen abgeschlossen worden. Sie ist überschrieben mit dem Titel „Gemeinsame Empfehlung zur Umsetzung des Schutzauftrages nach § 8 a SGB VIII für Tageseinrichtungen für Kinder“. So sehr die Verbesserung des Schutzauftrages bei Kinderwohlgefährdung zu begrüßen ist, so ungeeignet sind die beschlossenen Maßnahmen zur Sicherstellung der persönlichen Eignung der eingesetzten Fachkräfte. Akzeptabel ist ja noch, dass bei einer Neueinstellung im Bereich der Kindertagesstätten ein polizeiliches Führungszeugnis verlangt werden soll; die beabsichtigte regelmäßige Vorlage eines polizeilichen Führungszeugnisses alle fünf Jahre ist dagegen unangemessen und verletzend.

Die kirchlichen Arbeitgeber haben auch bereits in der Arbeits- und Dienstrechtlichen Kommission eine Änderung von § 3 Abs. 5 der Dienstvertragsordnung beantragt, nach der auf Verlangen des Arbeitgebers Kitabeschäftigte verpflichtet werden sollen, alle 5 Jahre ein Führungszeugnis nach § 30 Abs. 5 des Bundeszentralregistergesetzes vorzulegen. Diese Regelung ist unverhältnismäßig und völlig überzogen. Sie wird vom MVV und wohl auch von den anderen ADK-Organisationen abgelehnt.

Es ist den Kirchenleitungen klar, dass eine solche Regelung rechtlich nicht erforderlich gewesen wäre. Die Kirchen hätten auch auf andere geeignete Weise die fachliche Eignung der eingesetzten Kitabeschäftigten sicherstellen können. Darüber ist jedoch auch deshalb nicht verhandelt worden, weil die Arbeitgeber die kirchlichen Beschäftigten nicht besser stellen wollten, als die bei der Kommune beschäftigten Kinderpflegerinnen und Erzieherinnen. Solche Skrupel hat man bei der Schlechterstellung der kirchlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bei der Weihnachtsgeldkürzung jedenfalls nicht gehabt. W. M.                                                                   23. Mai 2007
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